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Unter der Überschrift „Das Recht des Soldaten — 
keine Phrase“ ist vor nicht allzu langer Zeit in der 
in deutscher Sprache erscheinenden englischen Zeitung 
„Die Welt“ ein Artikel veröffentlicht worden, der in dem 
unbefangenen Leser zunächst den Eindrude erwecken 
könnte, als versuche ein weltfremder Journalist, sich 
philosophierend mit der Moral und dem Recht des Krie­
ges auseinanderzusetzen. Der Krieg, heißt es dort, sei 
Anwendung von Gewalt und stehe seiner Natur nach 
im Gegensatz zum Recht; denn Krieg zerstöre um eines 
ihm übergeordneten Zweckes willen, das Recht hingegen 
diene der Erhaltung des Lebens und der im Frieden 
geschaffenen Werte. Deshalb seien die Demokratien — 
offenbar sind die westlichen gemeint — ihrem innersten 
Wesen nach dem Kriege abgeneigt, denn das Recht sei 
eine der wesentlichen Grundlagen der demokratischen 
Lebensform. Es könne daher nur der Verteidigungskrieg 
als berechtigte Art des Krieges anerkannt werden. 
Polybios — unter diesem Anonym versteckt sich der 
Schreiber des Artikels — entrüstet sich dann in schein­
heiliger Form über die „Unmoral des Krieges“, die im 
krassen Widerspruch zur menschlichen Moral stehe. 
Zwar gäbe es völkerrechtliche Bestimmungen über die 
Humanisierung des Krieges, die einen gewissen Aus­
gleich schafften; dennoch aber blieben im Kriege gewisse 
Widersprüche zwischen der „Unmoral des Krieges“ und 
der „besseren individuellen Moral“ bestehen. Einer 
dieser Widersprüche läge darin, daß der einzelne einer­
seits als Soldat — nicht Krieger — der ihn beauftra­
genden Gemeinschaft gegenüber bestimmte Verpflich­
tungen zu erfüllen habe, und daß er andererseits bei der 
Erfüllung des Gemeinschaftsauftrages gewisse Ein­
schränkungen der persönlichen Freiheit in Kauf nehmen 
müsse.

Der Leser, der sich bis dahin gefragt haben könnte, 
worauf eigentlich der Artikel hinaus wolle, könnte an 
dieser Stelle geneigt sein, die Zeitung gelangweilt aus 
der Hand zu legen. Doch gerade jetzt läßt Polybios die 
Katze aus dem Sack. Er schreibt nämlich wörtlich:

„Die Abneigung, die heute weite Teile des deut­
schen Volkes gegen den Waffendienst ergriffen hat, 
geht nicht allein auf politische Erwägungen zurück, 
sondern ebensosehr auf das Empfinden, mit dem 
Soldatenkleid werde das Recht von den Menschen 
genommen.“

Er ist der Ansicht, daß weise Gesetze und kluge Be­
stimmungen, außerdem aber eine geschickte Hand­
habung dieser Bestimmungen im Einzelfall gefordert 
werden müßten, um dem künftigen Rekruten das Gefühl 
zu nehmen, der Willkür der Zwölfender und Nazibullen 
auf dem Kasernenhof und im Felde völlig rechtlos und auf 
Gedeih und Verderb ausgeliefert zu sein. Und er richtet 
einen Appell an die Politiker und Staatsmänner, sich 
der sittlichen Grundlagen des Krieges bewußt zu sein 
und dem Soldaten, dem künftigen Kämpfer, das Be­
wußtsein mitzugeben, „im Recht“ zu handeln und dem 
„unvermeidlichen Unrecht“ Grenzen gesetzt zu haben, 
damit er freudig in den Krieg zieht. Zum Schluß heißt es:

„Wer dem deutschen Volke dieses Bewußtsein 
wirklich zu vermitteln vermag für den Friedens­
dienst und für den Kriegsfall, der wird die Jugend 
in die Kasernen führen können und ihr die Führer 
geben, zu denen sie das Vertrauen gewinnt, daß 
das „Recht des Soldaten“ keine leere Phrase ist.“

Man könnte den an sich unbedeutenden Artikel ver­
gessen. Doch was steckt dahinter? Richtig kann die 
Forderung nach dem „Recht des Soldaten“ nur begrif­
fen werden, wenn die politischen Hintergründe für 
diese Forderung aufgedeckt werden und wenn dieses 
für den künftigen Soldaten geforderte Recht im Zu­
sammenhang mit dem jüngsten politischen Geschehen in 
Westdeutschland gesehen wird.

Bis jetzt ist der Landesverrat der Adenauer-Regie­
rung großartig, geradezu wie am Schnürchen abgelau­
fen. Am 18. April 1951 hat Adenauer für die Bonner 
Regierung den Vertrag über den Schuman-Plan unter­
zeichnet, der durch den monopolistischen Zusammen­

schluß der Kohle, der Eisen- und Stahlindustrie West­
europas, durch Schaffung eines Superkartells, der 
Montan-Union, das Ziel verfolgt,, die westdeutsche 
Rüstungsindustrie wieder aufzurichten, die Remilitari­
sierung Westdeutschlands zu beschleunigen und in 
Europa die kriegswirtschaftliche Basis für den aggres­
siven Nordatlantikpakt zu schaffen. Dem Pleven-Plan, 
der die Aufstellung eines unter amerikanischem Kom­
mando stehenden deutschen Söldnerheeres vorsieht, das 
ein Teil der sogenannten Europa-Armee sein soll, hat 
Adenauer mit der gleichen Selbstverständlichkeit zuge­
stimmt wie dem Schuman-Plan. Durch den General­
vertrag hat Adenauer nationalen Generalverrat geübt 
und die politische und wirtschaftliche Souveränität 
Westdeutschlands an seine Herren von der Wallstreet 
verschachert. Am 11. Januar 1952 hat die amerikahörige 
Mehrheit des Bonner Bundestages, von Adenauer zu 
höchster Eile angetrieben, den Schuman-Plan in dritter 
Lesung angenommen und damit ratifiziert.

„Bonn hat entschieden“, verkündeten triumphierend 
die Leitartikler einiger westdeutscher Zeitungen. Ja, 
Bonn hat entschieden. Jener kleine Klüngel neofaschi­
stischer Finanzkapitalisten, die gestützt und geschützt 
durch die Militärmacht der anglo-amerikanischen Inter­
ventionstruppen den deutschen Imperialismus von Wall­
streets Gnaden wieder erstehen lassen durften und die 
ihre Bonner Marionetten nun nach ihrem Belieben diri­
gieren, jene alten Hitlergenerale, die danach dürsten, 
ihre durch den Sieg der sowjetischen Befreiungsarmee 
jäh abgebrochene Karriere wieder aufzunehmen, jene 
durch Mc Cloys-Gnadenaktion aus den Zuchthäusern 
entlassenen, dem Galgen entronnenen Kriegs- und 
Naziverbrecher, sie alle triumphieren. Sie haben ent­
schieden, im trauten Verein mit den Vaterlandsverrä­
tern Adenauer, Schumacher, Blücher und Konsorten.

Nicht aber hat das deutsche Volk entschieden, das 
überhaupt nicht gefragt worden ist. Das deutsche Volk 
lehnt in seiner Mehrheit, die täglich und stündlich 
wächst, Remilitarisierung und Refaschisierung ab. Das 
deutsche Volk erstrebt seine nationale Unabhängigkeit, 
seine Einheit. Es will keinen Krieg. Es kämpft um seine 
politische und wirtschaftliche Gleichberechtigung, um 
Frieden und Freundschaft mit allen Völkern. Es ist ein 
Hohn auf diese Gleichberechtigung, wenn die Ver­
fügungsgewalt des deutschen Volkes über seine Kohle, 
seinen Stahl und sein Eisen für 50 Jahre ausländischen 
Imperialisten in die Hände gespielt wird. Das deütsche 
Volk will zutiefst den Frieden und haßt den Krieg und 
alles, was die Kriegsgefahr vergrößert und verschärft. 
Darum haßt es auch den Schuman-Plan, den Pleven-Plan 
und den Generalvertrag Adenauers. Daran kann kein 
leeres, heuchlerisches Gerede von der „Integration 
Europas“ oder von der „Vereinigung Europas“ etwas 
ändern. Das Volk steht gegen Bonn! Die Adenauer Re­
gierung glaubt, durch Terror, Gewaltmaßnahrren und 
Verfassungsbruch den Willen des deutschen Volkes nach 
Einheit und Frieden brechen zu können. Durch das Ver­
bot der FDJ, des Rates der VVN und anderer demokra­
tischer Organisationen, durch das Verbot der Volksbefra­
gung, durch die Vorbereitung des Verbots der KPD, 
durch die Begünstigung der alten und neuen Faschisten 
und Kriegsverbrecher versucht die Adenauer-Regierung, 
dieses Ziel zu erreichen. Aber alle diese Maßnahmen 
haben nichts gefruchtet und werden nichts fruchten. Un­
aufhaltsam wächst die Macht der friedliebenden, 
kämpferischen Kräfte des deutschen Volkes, die den 
ungeheuerlichen Plänen der Kriegstreiber Widerstand 
leisten.

In der Erklärung, die Max R e i m a n n  für die KPD- 
Fraktion im Bonner Bundestag anläßlich der Ratifizie­
rung des Schuman-Plans abgegeben hat, sagte er:

„Der Schuman-Plan in Verbindung mit dem Pleven- 
Plan und dem Generalvertrag bedroht vor allem die 
deutsche Jugend. Die junge Generation soll in die 
Uniform einer Söldnerarmee gepreßt werden. Heute 
zum Söldnerdienst gepreßt und damit der Möglich­
keit einer geordneten Entwicklung ihrer Fähigkeit 
für ein friedliches Leben beraubt, sollen sie morgen
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